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Drucksache V/3369 


Bundesrepublik Deutschland 

Der Bundeskanzler Bonn, den 22, Oktober 1968 

III/l —68070 — 6016/68 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr.: Unterrichtung der gesetzgebenden Körperschaften gemäß 
Artikel 2 des Gesetzes zu den Gründungsverträgen der 
Europäischen Gemeinschaften 

hier: Sozialpolitik in der Europäischen Wirtschafts^ 
gemeinschaft 


Gemäß Artikel 2 Satz 2 des Gesetzes zu den Verträgen vom 
25. März 1957 zur Gründung der Europäischen Wirtschafts- 
gemeinschaft (EWG) und der Europäischen Atomgemeinschaft 
(EAG) vom 27. Juli 1957 übersende ich als Anlage den Entwurf 
der Kommission der Europäischen Gemeinschaften für 


eine Verordnung des Rates über die Durchführung einer 
Lohnerhehung in Industrie und Handwerk, Energiewirt- 
schaft und Wasserversorgung. 


Dieser Entwurf ist mit Schreiben des Herrn Präsidenten der 
Kommission der Europäischen Gemeinschaften vom 7. Oktober 
1968 dem Herrn Präsidenten des Rats der Europäischen Gemein- 
schaften übermittelt worden. 

Eine Anhörung des Europäischen Parlaments und des Wirt- 
schafts- und Sozialausschusses zu dem genannten Kommis- 
sionsentwurf ist nicht vorgesehen. 

Der Zeitpunkt der endgültigen Beschlußfassung durch den Rat 
ist noch nicht abzusehen. 

Zur Information wird gleichzeitig die von der Kommission der 
Europäischen Gemeinschaften zu ihrem Entwurf übermittelte 
Begründung beigefügt. 


Für den Bundeskanzler 
Der Bundesminister der Finanzen 

Strauß 


Druck: Bonner Universitäts-Buchdruckerei, 53 Bonn 
Alleinvertrieb; Dr. Hans Heger, 532 Bad Godesberg, 
Postfach 821, Goethesträße 54, Tel. 6 35 51 
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Vorschlag einer Verordnung des Rates 
über die Durchführung einer Lohnerhebung in Industrie und 
Handwerk, Energiewirtschaft und Wasserversorgung 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN — 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, insbesondere auf 
Artikel 213, 

nach Kenntnisnahme von dem Verordnungsent- 
wurf der Kommission, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

Die Kommission muß zur Erfüllung der ihr nach 
dem Vertrag, insbesondere nach den Artikeln 2, 3, 
117, 118, 120 und 122 obliegenden Aufgaben über, 
die Lohnverhältnisse und die Lohnentwicklung in 
den sechs Ländern der Gemeinschaft, und zwar so- 
wohl über die Arbeitskosten als auch über das Ein- 
kommen der Arbeitnehmer, unterrichtet sein. 

Die in jedem der sechs Länder verfügbaren natio- 
nalen statistischen Werte stellen keine brauchbare 
Vergleichsbasis dar; infolgedessen müssen Erhebun- 
gen an Hand einheitlicher Begriffsbestimmungen 
und nach einer einheitlichen Methode durchgeführt 
werden. 

Das beste Mittel, über die Höhe, die Zusammen- 
setzung sowie die Entwicklung sowohl der Arbeits- 
kosten als auch der Einkommen der Arbeitnehmer 
in der Industrie unterrichtet zu sein, besteht darin, 
besondere gemeinschaftliche Erhebungen vorzuneh- 
men, wie es seit dem Jahre 1959 in Durchführung 
der Verordnungen Nr. 10^), 14^), 28’^), 151 '‘j und 
101/66/EWG ■') des Rats auf der Grundlage der Buch- 
haltungsangaben der Jahre 1959 bis 1966 geschehen 
ist. 

Da die Aufwendungen der Unternehmen an Löh- 
nen, Gehältern und Nebenkosten beträchtlichen 
Veränderungen unterworfen sind, erscheint es 
schwierig, die mit den bisher durchgeführten Erhe- 
bungen gewonnenen Ergebnisse über einen be- 
stimmten Zeitraum hinaus fortzuschreiben. Aus die- 
sem Grunde ist es angebracht, eine neue Erhebung 
auf Grund der Buchhaltungsergebnisse des Jahres 
1969 vorzunehmen, um die Ergebnisse der letzten 


’) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. 56 

vom 31. August 1960, S. 1199/60 
“) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. 55 

vom 16. August 1961, S. 1054/61 

Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. 41 

vom 28. Mai 1962, S. 1277/62 

h Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. 133 
vom 13, Dezember 1962, S. 2841/62 

Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. 134 
vom 22. Juli 1966, S. 2540/66 


Erhebung, die sich auf das Jahr 1966 bezog, auf den 
neuesten Stand zu bringen. 

Es kommt vor allem darauf an, durch eine einzige, 
einheitliche Erhebung einen vollständigen Überblick 
über die Arbeitskosten und die Realeinkommen in 
der gesamten Industrie einschließlich Handwerk, 
Energewirtschaft und Wasserversorgung zu gewin- 
nen; der Umfang des Erhebungsbereichs macht die 
Anwendung eines Stichprobenverfahrens bei dieser 
Untersuchung erforderlich, um die Unternehmen und 
den Haushalt der Europäischen Gemeinschaften 
nicht zu stark zu belasten — 

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 


Artikel 1 

Im Rahmen ihrer regelmäßigen Erhebungen über 
die Arbeitskosten und das Einkommen der Arbeiter 
führt die Kommission im Jahre 1970 auf der Grund- 
lage der Buchhaltungsergebnisse des Jahres 1969 
eine Erhebung über die Arbeitskosten (für Arbeiter 
und Angestellte) und das Einkommen der Arbeiter 
in Industrie und Handwerk, Energiewirtschaft und 
Wasserversorgung durch. 


Artikel 2 

Die Erhebung erstreckt sich auf alle Zweige von 
Industrie und Handwerk, Energiewirtschaft und 
Wasserversorgung. Die statistische Einheit bildet 
der Betrieb oder das Unternehmen, unabhängig von 
seiner Reditsform, sofern dieser Betrieb oder dieses 
Unternehmen mindestens 50 Arbeitnehmer beschäf- 
tigt. Für Luxemburg ist diese Zahl auf 20 herab- 
gesetzt. 

Die Erhebung wird als Stichprobenverfahren 
durchgeführt. 


Artikel 3 

Au.skunftspflichtig sind die Arbeitgeber für ihre 
Unternehmen oder die davon abhängigen Betriebe, 
die in die Stichprobe fallen; gemäß den nachstehen- 
den Bestimmungen sind an Hand der Buchhaltungs- 
ergebnisse für das volle Jahr 1969 jene Angaben zu 
machen, die zur Ermittlung der Arbeitskosten (für 
Arbeiter und Angestellte) und der Einkommen der 
Arbeiter notwendig sind. 
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Artikel 4 

Von der Erhebung werden erfaßt: 

a) die Kosten für Löhne und Gehälter einschließlich 
der Prämien und Gatifikationen, sowie alle Ne- 
benkosten, insbesondere die Beiträge der Arbeit- 
geber zur Sozialversicherung und zu Zusatzsy- 
stemen, die sonstigen sozialen Leistungen, ein- 
schließlich der freiwillig gewährten Soziallei- 
stungen, und die Aufwendungen im Zusammen- 
hang mit der Berufsausbildung von Arbeitneh- 
mern; 

b) die Zahl der in den Betrieben oder Unternehmen 
beschäftigten Arbeitnehmer; 

c) die von den Arbeitnehmern geleistete Arbeits- 
zeit. 

Artikels 

Die Auskünfte werden von den statistischen Äm- 
tern der Mitgliedstaaten durch Fragebogen einge- 
holt, die die Kommission unter Mitwirkung dieser 
Ämter aufstellt. 

Die Kommission legt unter Mitwirkung der sta- 
tistischen Ämter der Mitgliedstaaten die technischen 
Einzelheiten der Erhebung, insbesondere den Stich- 
probenplan fest. Sie bestimmt ferner in der gleidien 
Weise den Zeitpunkt für Beginn und Abschluß der 
Erhebung sowie die Frist für die Beantwortung der 
Fragebogen. 

Die Auskunftspflichtigen haben die Fragen wahr- 
heitsgemäß, vollständig und fristgerecht zu beant- 
worten. 


Artikel 6 

Die statistischen Dienststellen der Mitgliedstaaten 
bereiten die Auskünfte auf. Sie übermitteln der 
Kommission unter Ausschluß aller Einzelauskünfte 
die nach Industriezweigen, Gebieten und Größen- 
klassen der Betriebe oder Unternehmen geordneten 
Ergebnisse der Erhebung, 


Artikel 7 

Die im Rahmen der Erhebung erteilten Einzelaus- 
künfte dürfen nur für statistische Zwecke verwendet 
werden. Ihre Verwendung für steuerliche Zwecke 
und ihre Weitergabe an Dritte ist untersagt. 

Die Mitgliedstaaten treffen geeignete Maßnah- 
men, um alle Verstöße 

ä) g^gen. die in Artikel 3 genannte Verpflichtung, 
Auskünfte zu erteilen, 

g^g^u die Verpflichtung, die Auskünfte gemäß 
Absatz 1 des vorliegenden Artikels geheimzu- 
halten, 
zu ahnden. 

Artikel 8 

Die in den Mitgliedstaaten durch die Erhebung 
entstehenden Kosten gehen zu Lasten der in den 
Haushaltsplänen der Europäischen Gemeinschaften 
für diesen Zweck bereitgestellten Mittel. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen ver- 
bindlich und gilt unmittelbar in jedem Mitgliedstaat. 


Geschehen zu Brüssel, am . . . 


Im Namen des Rates 
Der Präsident 


Begründung 


Die Kommission kann bestimmte Aufgaben aus dem 
Rom-Vertrag, insbesondere aus dessen Artikeln 2, 
3, 117, 118, 120 und 122 nur dann erfüllen, wenn 
sie über verbindliche und zwischen den Ländern 
vergleichbare Angaben über die Arbeitskosten und 
die Einkommen der Arbeitnehmer in der Gemein- 
schaft verfügt. 

Daher hat die Kommission bereits zwei Serien von 
je drei Jahreserhebungen über die Lohnkosten der 
Unternehmen und über die Arbeitereinkommen 
durchgeführt, die sich gemäß den Verordnungen 
Nr. 10, 14, 28 und 151 des Rats^) auf die Budihal- 
tungsergebnisse der Jahre 1959 bis 1964 von Unter- 
nehmen in 14, 8 bzw. 13 Industriezweigen erstreckt 
haben; einer weiteren umfassenderen Arbeitsko- 
stenerhebung, die gemäß der Verordnung Nr. 101/ 
66/EWG alle Industriezweige überdeckte, lagen 


die Buchhaltungsangaben des Jahres 1966 zugrunde. 
Diese Erhebungen sind vom Statistischen Amt der 
Europäischen Gemeinschaften in Zusammenarbeit 
mit den nationalen statistischen Ämtern und den 
Arbeitsministerien der Mitgliedstaaten durchgeführt 
worden. Die Ergebnisse der ersten sechs Erhebungen 
sind in der Reihe „Sozialstatistik" des Statistischen 


9 Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. 56 
vom 31. August 1960, S. 1199/60 

Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. 55 
vom 16. August 1961, S. 1054/61 

Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. 41 
vom 28. Mai 1962, S. 1277/62 

Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. 133 
vom 13. Dezember 1962, S. 2841/62 
2) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. 134 
vom 22. Juli 1966, S. 2540/66 
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Amtes der Europäischen Gemeinschaften veröffent- 
licht worden®); die vorläufigen Ergebnisse der sich 
auf das Jahr 1966 beziehenden Erhebung sind be- 
reits von der zuständigen Arbeitsgruppe angenom- 
men worden und werden in Kürze veröffentlicht. 

Die Ergebnisse der bisher durchge führten Lohner- 
hebungen haben repräsentative und wertvolle An- 
gaben geliefert, die bei den Regierungen sowie 
auch den Kreisen des Wirtschafts- und Soziallebens 
der sechs Länder allgemein große Anerkennung fin- 
den. Im Verhältnis zu den erzielten Ergebnissen 
können die für die Durchführung der Erhebung auf- 
gewandten Kosten als minimal betrachtet werden. 

Während die ersten sechs, sich auf die Buchhal- 
tungsergebnisse der Unternehmen der Jahre 1959 
bis 1964 beziehenden Erhebungen auf eine be- 
grenzte Zahl von Industriezweigen beschränkt wa- 
ren, hat die für das Jahr 1966 durchgeführte Unter- 
suchung erstmals ein vollständiges Bild von der 
Höhe und der Struktur der Arbeitskosten für sämt- 
liche Industriezweige liefern können. 

Die Tätigkeit der Kommission auf den verschieden- 
sten Gebieten macht es indessen erforderlich, daß 
zu jeder Zeit möglichst aktuelle Angaben auf dem 
Gebiet der Lohnkosten verfügbar sind. Das Statisti- 
sche Amt hat daher bereits seit einiger Zeit damit 
begonnen, zusammen mit den zuständigen Stellen 
der Mitgliedstaaten nach Verfahren zu suchen, die 
es gestatten, die Ergebnisse der Arbeitskostener- 
hebungen fortzuschreiben. Da die Aufwendungen 
der Unternehmen an Löhnen, Gehältern und Neben- 
kosten — wie die Ergebnisse der bisherigen Erhe- 
bungen gezeigt haben — beträchtlichen Veränderun- 
gen unterworfen sind, kann eine derartige Fort- 
schreibung zuverlässige Ergebnisse nur für die er- 
sten Jahre liefern, die dem Erhebungsjahr unmittel- 
bar folgen; danach wird eine neue Erhebung not- 
wendig. In diesem Zusammenhang hat die Arbeits- 
gruppe „Lohnerhebungen in den Industrien der 
EWG" — die sich aus Vertretern der Regierungen 
(Arbeitsministerien und nationale statistische Äm- 
ter) sowie der Sozialpartner zusammensetzt — zum 
Ausdruck gebracht, daß eine Wiederholung der 
Arbeitskostenerhebungen in Abständen von etwa 
drei Jahren angebracht sei. 

Während der letzten Sitzung dieser Arbeitsgruppe 
am 25, und 26. Juni 1968 hat man sich dahin gehend 
geeinigt, daß die nächste Erhebung über die Arbeit- 
geberaufwendungen für Löhne, Gehälter und Ne- 
benkosten im Jahre 1970 auf der Grundlage der 
Buchhaltungsangaben für das Jahr 1969 durchge- 

Nr, 3/1961, 3/1962, 1/1963, 2/1964, 5/1964, 6/1965 und 

5/1966 


führt werden soll. Weiter hat man es für zweckmä- 
ßig erachtet, dabei erstmals den Bereich „Energie- 
wirtschaft und Wasserversorgung" mit einzubezie- 
hen. 

Pie Erhebung würde also im Jahre 1970 auf der 
Grundlage der Buchhaltungsergebnisse des Jahres 
1969 unternommen werden. Um sie nicht zu einer 
übermäßigen Belastung der Unternehmen und des 
Haushalts der Europäischen Gemeinschaften werden 
'zu lassen, will man auf eine Vollerhebung, d. h. 
Erfassung aller Unternehmen, verzichten und nur 
eine repräsentative Stichprobe aus Unternehmen 
oder Betrieben mit mindestens 50 (Großherzogtum 
Luxemburg: mindestens 20) Beschäftigten heranzie- 
hen. Der Stichprobenplan wird vom Statistischen 
Amt der Europäischen Gemeinschaften in Zusam- 
menarbeit mit den Sachverständigen der nationalen 
statistischen Dienststellen auf gestellt werden. 

Die beabsichtigte Erhebung würde ins Einzelne 
gehende statistische Auskünfte über die Aufwen- 
dungen der Unternehmen für Löhne, Gehälter und 
Nebenkosten sowie über die Einkommen der Arbei- 
ter aller Industriezweige (einschließlich der Energie- 
wirtschaft und Wasserversorgung) erbringen. Es ist 
vorgesehen, die Ergebnisse dieser Erhebung für die 
folgenden Jahre nach Methoden fortzuschreiben, die 
zur Zeit noch ausgearbeitet werden, und erst nach 
einigen Jahren wieder eine neue Erhebung zu ver- 
anstalten. 

Sowohl die Regierungssachverständigen als auch die 
Vertreter der Arbeitgeber- und Arbeitnehmerver- 
bände haben mit Nachdruck darauf gedrungen, daß 
über die Durchführung dieser Erhebung sobald wie 
möglich entschieden wird, damit die in die Stichpro- 
benauswahl gelangenden Unternehmen bis zum Be- 
ginn des Jahres 1969 die erforderlichen Vorkehrun- 
gen zur Erfassung jener Buchhaltungszahlen treffen 
können, die sie zur Beantwortung des Fragebogens 
brauchen. 

Zu diesem Zweck legt die Kommission dem Rat den 
beiliegenden Verordnungsentwurf zur Genehmi- 
gung vor. 

Wie im Artikel 8 dieser Verordnung vorgesehen, 
gehen die den Mitgliedstaaten durch die Erhebung 
entstehenden Kosten zu Lasten der in den Haus- 
haltsplänen der Europäischen Gemeinschaften für 
diesen Zweck bereitgestellten Mittel. Ausgehend 
von den Erfahrungen mit den bisherigen Erhebun- 
gen können die Gesamtkosten der durch die vor- 
liegende Verordnung geplanten Erhebung über die 
Löhne in der Industrie mit 400 000 Rechnungseinhei- 
ten beziffert werden (bei 40 000 Betrieben und 
10 RE je Fragebogen). 
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